
Warum  der  nächste  Lockdown
das Corona-Problem an unseren
Schulen nicht löst und was wir
dagegen tun können
Der neue Lockdown kam plötzlich. Von heute auf morgen sitzen wir wieder
auf einem Stapel von Online-Aufgaben und fragen uns, wer das eigentlich
al les  schaffen  sol l .  Noch  kurz  vor  dem  Lockdown  haben  die
Landesregierungen  und  allen  voran  die  Kultusministerkonferenz
(=Absprachegremium  der  Länder  für  Bildungs-  und  Erziehungsfragen)
immer wieder behauptet, dass die Schulen sicher seien. Infektionen fänden
dort überhaupt nicht statt, sondern würden allein von außen in die Schulen
hineingetragen. Doch die Infektions- und Quarantänezahlen sprechen eine
andere Sprache: So waren kurz vor dem Lockdown über 3.000 Lehrkräfte
und mehr als 20.000 Schüler_Innen in Deutschland infiziert. Am 17.12. ist ein
Berliner Lehrer an den Folgen einer Corona-Infektion auf tragische Weise
verstorben. Über 11.600 Lehrer_Innen und 200.000 Schüler_Innen sitzen in
Quarantäne, über 200 Schulen wurden komplett geschlossen. Doch anstatt
Geld in die Hand zu nehmen, um Luftfilteranlagen, Masken, mehr Personal
und  mehr  Räume  zur  Verfügung  zu  stellen,  wurde  das  Geld  in  die
Privatwirtschaft  gepumpt  und  die  Infektionszahlen  in  unseren  Schulen
systematisch  relativiert  (mitunter  auch  durch  sehr  fragwürdige  Studien).
Außerdem  wurde  das  Problem  versucht  „wegzudefinieren“;  indem  die
Inzidenzzahl ,  ab  derer  eine  Schule  als  Corona-Hotspot  mit
dementsprechenden Notfallmaßnahmen gelten würde,  einfach von 50 auf
200 hochgeschraubt wurde.

Alte Probleme-
drastische Konsequenzen

Robert-Koch-Institut
und Leopoldina sind sich dagegen einig, dass „Schülerinnen
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und Schüler ein wesentlicher Teil des Infektionsgeschehens“ sind.
Doch warum sind wir eigentlich so stark betroffen? Das liegt zum
einen daran, dass unser Kontaktkreis durch die ohnehin zu großen
Klassen sehr groß ist. Der chronische Raummangel an unseren Schulen
ist nicht erst seit Corona ein Problem, und so müssen sich viele
Schüler_innen in wenig Räume quetschen, sodass die Einhaltung des
Mindestabstands kaum möglich ist. Diese Probleme waren bereits
während der ersten Welle im Frühjahr 2020 bekannt, doch die Politik
hat über den Sommer verschlafen, etwas dagegen zu tun. Momentan
sieht es danach aus, als ob der sommerliche Tiefschlaf fließend in
den Winterschlaf übergeht. Im Interesse der Wirtschaft, die auf
jeden Fall verhindern möchte, dass die Arbeiter_Innen zu Hause
bleiben müssen, um sich um ihre Kinder zu kümmern, wollten sie die
Schulen um jeden Preis offen halten. Die Strategie war, sich dabei
irgendwie durchzuwurschteln und zu hoffen, dass ein Impfstoff alle
Probleme bis zum 10.01.21 lösen wird.

Es ist bereits
absehbar, dass die Zahlen bis zum 10.01.21 nicht zurückgehen werden.
Aber wie soll es weitergehen? Wann, und vor allem unter welchen
Bedingungen, werden die Schulen wieder geöffnet? Wenn wir nicht
weiterhin zulassen wollen, dass auf der Gesundheit von uns, von
unseren Lehrer_Innen, von unseren Eltern, Freund_Innen und
Angehörigen im Interesse der Wirtschaft herumgetrampelt wird, müssen
wir anfangen, zu kämpfen! Wir müssen sichtbar werden, eine Stimme
bekommen und laut sein.

Was wir fordern:

Es kann nicht sein,
dass wir mit Online-Aufgaben zugespamt werden, während die meisten
von uns nicht einmal einen eigenen Laptop haben. Einige haben nicht
einmal eine gute Internetverbindung. Wir fordern kostenlose
digitale Endgeräte und einen kostenlosen Internetzugang für alle!

Auch nicht jede_r



von uns hat ein eigenes Zimmer und zu Hause die nötige Ruhe zum
Lernen. Während einige von uns Eltern haben, die selbst studiert
haben, fließend Deutsch sprechen und ihre Kinder während des
Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen können, haben andere
von uns Eltern, die vielleicht eine andere Muttersprache oder eine
andere Schulbildung erfahren haben und alleinerziehend sind oder
täglich für wenig Geld im Supermarkt oder Krankenhaus arbeiten
müssen. Das ist ungerecht! Deshalb fordern wir die Aussetzung der
Noten  und  verpf l i chtenden  Prüfungen  so lange  ke in
zufriedenstellender
Lehrbetrieb gewährleistet werden kann! Niemand soll benachteiligt
werden, denn unsere Gesundheit ist wichtiger als eure
Verwertungslogik!

Wer kein
„Happy-Family-Life“ hat, für den ist das zu Hause eingesperrt
Sein der blanke Horror. Im Lockdown sind wir der völligen Kontrolle
und manchmal auch Gewalt unserer Eltern ausgesetzt und können dieser
nicht durch die Schule oder Freund_Innen entkommen. Wir fordern
deshalb das Recht auf elternunabhängige Notbetreuung! Wer nicht zu
Hause lernen kann oder sein will, soll selber entscheiden können, ob
er oder sie in der Schule von pädagogischen Fachkräften betreut
werden möchte. Dabei müssen die Hygienestandards ausgeweitet
werden.

Für viele Elternteile ist es auch gar nicht möglich zu Hause zu bleiben, da sie
um ihren Job fürchten müssen. Deshalb fordern wir, dass die Wirtschaft bis
auf  die  systemrelevanten  Sektoren  heruntergefahren  wird.  Wir  finden
außerdem,  dass  statt  einem kleinen Kurzarbeitergeld  seitens  des  Staats,
lieber die Konzerne 100% des ursprünglichen Lohns fortzahlen sollten und
auch  alle,  die  ihren  Job  bereits  verloren  haben,  vollen  Gehaltsausgleich
erhalten. Viele konnten sich nicht nur keine Weihnachtsgeschenke leisten,
sondern haben schon Probleme beim Geld für den Schnelltest oder bei der
Miete. Wir fordern deshalb, dass die öffentliche Versorgung (also nicht nur
Wohnraum, sondern auch Gesundheit,  Strom, Wasser und Heizung) nicht



privatwirtschaftlich organisiert wird, sondern in die Hand des Staates kommt
und  von  den  Produzent_Innen  und  Konsument_Innen  demokratisch
kontrolliert  wird.

Let’s strike
again!

Lasst uns nicht
weiter tatenlos zusehen! Lasst uns gemeinsam laut sein und kämpfen!
Jede_r von uns kann an seiner_ihrer Schule beginnen, mit
Mitschüler_Innen über die Probleme quatschen und lokale Aktionen
organisieren. So wie es bereits Schüler_Innen in verschiedenen
Bundesländern gemacht haben, die beispielsweise aus Protest gegen
die unzureichenden Hygienebedingungen kollektiv verweigert haben, den
Klassenraum zu betreten. Die Probleme in unseren Schulen sind jedoch
ähnlich und sie sind flächendeckend. Neben lokalen Aktionen müssen
wir uns deshalb auch bundesweit zusammenschließen und einen
gemeinsamen Aktionstag oder sogar einen Schulstreik im neuen Jahr
organisieren! Dafür sollten wir ein Online-Treffen oder eine
Telefonkonferenz einberufen sowie auch linke FFF-Ortsgruppen und
größere linke Jugendorganisationen wie die Linksjugend [‘solid],
die SDAJ, die Jusos oder Young Struggle auffordern, sich daran zu
beteiligen. So können wir uns wirklich eine Stimme verschaffen und
Druck auf die Politik ausüben, unsere Forderungen zu erfüllen. Mit
Fridays for Future haben wir bereits bewiesen, dass wir das können!

Ihr findet die
Forderungen richtig und wollt etwas bei euch lokal organisieren
und/oder euch bei der Orga für einen bundesweiten Streik beteiligen?
Dann schreibt uns bei Instagram, Facebook oder unserer Homepage.



Schulen sicher oder Schulen zu!
+++ Demo am Sonntag, den 22.11. in Berlin, 14 Uhr Alexanderplatz
(an der Weltzeituhr) !!!! +++

Alles,  was  ihr  über  die  beschissene  Corona-Situation  an  unseren
Schulen wissen müsst und was wir zusammen dagegen tun können:

Mit der vielfach höheren Zahl an Neuinfektionen, als noch im Frühling (3-
Fach am 21.10.) ist eingetreten, was von den meisten erwartet wurde: Die
Zweite Welle der Pandemie schlägt ein und das deutlich härter als die Erste.
Die  Notwendigkeit  erneuter  Schutzmaßnahmen  ist  unbestreitbar.  Doch
anders  als  beim  ersten  Mal,  wird  jetzt  vor  allem  unsere  Freizeit
eingeschränkt.  Betriebe werden nur dort  geschlossen,  wo Menschen ihre
Freizeit  verbringen und Schulen sollen ganz offen bleiben. Dafür gibt es
Kontaktbeschränkungen  und  die  Streichung  aller  Veranstaltungen,
Kulturangebote und des gemeinsamen Sports. Die Lage ist absurd, besonders
wenn man sich vor Augen hält, dass es nun völlig ok ist mit bis zu 30 Leuten
in einem Klassenraum zu sitzen, aber ein schwerer Verstoß, wenn man sich
zu  dritt  vor  dem  Schultor  trifft.  Ebenso  paradox  ist,  dass  die  Partys
„feierwütiger“  Jugendlicher  als  massiver  Ansteckungsherd  gebrandmarkt
werden und gleichzeitig  der  gemeinsame Aufenthalt  im Klassenraum für
dieselben  Leute  nur  eine  minimale  Infektionsgefahr  haben  soll.  Der
Lockdown-„light“ enttarnt sich so als reiner Freizeit-Lockdown, in welchem
wir durch den Verzicht auf soziale Interaktion, sowohl Corona bekämpfen, als
auch den Verwertungsdrang von Wirtschaft  und Schulsystem befriedigen
sollen.

Der erste Lockdown hat jedoch deutlich gezeigt, dass eine Schulschließung
allein keine Antwort ist. Soziale Ungleichheiten trafen Schüler_Innen mehr
denn  je  und  es  gab  einen  massiven  Anstieg  häuslicher  Gewalt.  Viele
Schüler_Innen  verfügen  nicht  über  Endgeräte,  eine  ausreichende
Internetverbindung oder die Möglichkeit zu Hause in Ruhe zu lernen. Dieser
Missstand  wurde  höchstens  durch  die  Vergabe  einzelner  Tabletts
angegangen, aber das ist kaum ein Tropfen auf dem heißen Stein. Auch die
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eigentliche Notwendigkeit, die Schulen auf einen Unterricht unter Wahrung
von  ausreichenden  Hygienemaßnahmen  vorzubereiten,  wurde  weder
während der Schulschließung, noch danach erfüllt. So war bereits der erste
Lockdown ein  Einschreiten  gegen das  unmittelbare  Problem,  doch völlig
blind für die Aufgaben der Zukunft und diejenigen, die dabei auf der Strecke
blieben.

Ob unsere Schulen geschlossen werden oder nicht ist eine Entscheidung, die
sich nach unseren Bedürfnissen richten muss und nicht den Interessen der
Wirtschaft. Die Unternehmer_innen wollen jedoch, dass wir aus dem Haus
sind,  damit  unsere  Eltern  für  ihre  Profite  schuften  können.  Gleichzeitig
wollen sie, dass wir schön brav unsere Prüfungen schreiben, damit es viele
neue qualifizierte Arbeitskräfte auf dem Arbeitsmarkt gibt. Die Gefährdung
in  Schulen  und  Kitas  wird  deshalb  systematisch  kleingeredet.  Aber  wir
sagen: Unsere Gesundheit geht vor ihre Profite! Es darf deshalb nicht in
Lobbygruppen und Bildungsausschüssen entschieden werden, welche Schule
geschlossen werden. Wir selber können darüber am besten entscheiden. Wir
fordern  demokratische  Krisenkomitees  aus  Schüler_innen,  Eltern,
Lehrer_innen und Virolog_innen, die zusammen entscheiden, ob eine Schule
geschlossen wird, die zusammen Hygienebestimmungen festlegen und diese
kontrollieren!

Zusammen mit den Lehrer_innen? Ja, genau das. Mit kranken Lehrer_innen
gibt’s  auch  keine  Bildung.  Gerade  unsere  Lehrer_innen  sind  einem
zusätzlichen Infektionsrisiko ausgesetzt, da sie mit viel mehr Personen in der
Schule  Kontakt  haben.  Sie  werden  dabei  allein  gelassen,  die
Bildungsangebote an die neue Situation anzupassen und müssen das auch
noch  unbezahlt  in  ihrer  Freizeit  tun.  Ihre  demokratisch  gewählten
Interessenvertretungen,  die  Personalräte,  wurden  außerdem  bei  den
Beschlüssen zu Krisenmaßnahmen einfach übergangen.  Die Gewerkschaft
der Lehrer_innen, die GEW, hat viel richtige Kritik an der aktuellen Situation
und zum Teil auch gute Forderungen. Leider macht sie nur nichts dafür, um
diese  auch  umzusetzen.  Eine  Gewerkschaft  muss  ihre  Mitglieder
mobilisieren,  Personalversammlungen  einberufen,  über  die  Forderungen
demokratisch diskutieren und streiken,  wenn sie  was erreichen will.  Wir



müssen deshalb zusammen mit unseren Lehrer_innen der GEW in den Arsch
treten, damit endlich was passiert.

Wir müssen gemeinsam einen Weg durch die Pandemie finden, der es allen
ermöglicht, sinnvoll am Unterricht teilzunehmen, ohne dabei benachteiligt zu
werden  und  ohne  die  eigene  Gesundheit  oder  die  Nahestehender  zu
gefährden. Auch wollen wir nicht die Sündenböcke einer Politik sein, die es
nicht  schafft,  einen angemessenen Umgang mit  der Pandemie zu finden.
Weder werden wir als Grund für die Verbreitung des Virus herhalten noch
hinnehmen,  dass  das  Bildungssystem  weiter  todgespart  wird.  Deswegen
stehen wir ein für:

#  Mehr  Unterrichtsräume!  Sei  es  durch  Neubau  oder  die
Beschlagnahmung von leerstehenden Gebäuden! Es war auch schon vor der
Pandemie nicht ausreichend Platz vorhanden.

#  Mehr  Personal!  Sowohl  neue  Lehrer_Innen,  Sozialarbeiter_Innen,
pädagogische Assistenzkräfte, Sonderpädagogog_Innen, als auch Personal in
der Verwaltung und Instandhaltung müssen neu eingestellt werden!

# Deutlich kleinere  Klassen!  Nicht  mehr  als  12  Schüler_innen  sollen
gleichzeitig  unterrichtet  werden!  Alles  andere ist  aus pädagogischer und
gesundheitlicher Sicht zu viel! – Freistellung ohne Diskussion! Es muss in
allen Bundesländern die Möglichkeit geben, sich ohne Attest freizustellen!

#  Kostenlose  Schnelltest,  FFP3-Masken  und  Desinfektionsmittel!
Niemand soll  Angst  haben müssen,  sich selbst,  Verwandte  oder  geliebte
Personen anzustecken! – Kostenlose Lernmittel und Endgeräte für alle, die
von  zuhause  am  Unterricht  teilnehmen.  Ebenso  müssen  Ausweich-
Räumlichkeiten  und  betreuende  Pädagog_Innen  bereitgestellt  werden!

# Aussetzung aller Prüfungen für dieses Schulhalbjahr! Lernen in der
Pandemie  darf  für  niemanden  einen  langfristigen  Nachteil  in  der
Schullaufbahn  bedeuten!  –  Die  Reduzierung  des  Rahmenlehrplans!,
gemeinsam  kontrolliert  durch  Leher_Innen,  Schüler_Innen  und  Eltern.

Wir  betrachten  unseren  Kampf  in  der  Schule  nicht  isoliert  von  anderen



Kämpfen.  Wir  stehen  ebenso  ein,  für  die  Tarifkämpfe  und  Rechte  der
Arbeiter_Innen. So wie wir das Versagen der Politik in der Schule zu spüren
bekommen,  müssen  es  unsere  Eltern  von  Politik  und  Gewerkschaften
ertragen. Genauso wollen wir gemeinsam mit den Auszubildenden in den
Betrieben kämpfen und stehen daher außerdem ein für:

– die massive Investition in Bildungs- Gesundheit-  und Sozialwesen. Statt
Konzernen müssen Menschen und ihre Zukunft gerettet werden!

–  die  Fortsetzung  aller  Tarifkämpfe,  wenn  nötig  durch  Streiks,  bis  ein
angemessenes  Ergebnis  erkämpft  wurde,  mit  dem  nicht  nur
Gewerkschaftsführung  und  Konzerne  zufrieden  sind!

–  die  Übernahme  aller  Auszubildendeb  und  die  Schaffung  neuer
Ausbildungsplätze!  –  die  Streichung  aller  Mietschulden  und  die
Bereitstellung  von  Wohnraum  zum  Selbstkostenpreis!

Alle diese Maßnahmen werden nicht vom Himmel fallen, sie kosten natürlich
erst  einmal  Geld.  Dieses  sollte  von  denen  genommen  werden,  die
Verantwortlich für die Krise sind oder sogar davon profitieren. So konnten
Softwarefirmen,  Biotech-Unternehmen  oder  Amazon  dank  der  Pandemie
Rekordumsätze machen. Neben denen, die sich mit der Krise die Taschen voll
machen,  sollen  auch  die  zahlen,  die  für  den  Ausbruch  der  Pandemie
verantwortlich  sind.  Zum  Beispiel  begünstigt  die  industrielle
Massentierhaltung  die  Entwicklung  von  Krankheiten  durch  die
Lebensbedingungen der Tiere enorm. Nahrung muss dagegen entsprechend
den Bedürfnissen von Mensch und Natur produziert werden, nicht für Profit.
Statt in private Taschen zu fließen, müssen Gewinne verwendet werden, um
allen  einen  sicheren  Weg  durch  Pandemie  und  Wirtschaftskrise  zu
ermöglichen. Der Kampf gegen die Pandemie muss auch ein Kampf für ein
gerechtes  Gesundheitssystem  sein.  Pharmakonzerne  und  Krankenhäuser
gehören  in  die  öffentliche  Hand  gestellt.  Die  Kontrolle  über  diese
Maßnahmen  dürfen  nicht  die  Chefs  und  Firmeninhaber_Innen  ausüben,
deren einziges Interesse die Profitmaximierung ist. Die Beschäftigten vor Ort
müssen  bestimmen,  was  wie  und  unter  welchen  Sicherheitsmaßnahmen
produziert  wird.   Lasst  uns  gemeinsam  für  eine  linke  Antwort  auf  die



Pandemie  kämpfen  und  das  nicht  den  Rechten  überlassen!  Auch  durch
Demonstrationen und Streiks,  denn solange wir  noch in  der  Schule sein
können, solange können wir auch noch demonstrieren!

Wie kann ich den #Schulboykott
an meiner Schule organisieren?
Das Virus ist lange nicht
besiegt, aber die Schulen werden wieder geöffnet, damit die Eltern wieder
Mehrwert  für  das  Kapital  erwirtschaften  können.  Du  findest  das
unverantwortlich
und scheiße? Wir auch. Du weißt aber, dass es Stress gibt, wenn du einfach
so zu
Hause bleibst und das allein auch kaum etwas bringt? Wir auch. Du fragst
dich,
was du tun musst, damit du einen erfolgreichen Boykott an deine Schule
tragen
kannst? Das wollen wir hier beantworten.

Schritt 0: Erstmal in
die Schule gehen.

Klingt paradox, ist auch
nicht immer notwendig, aber: Wenn du noch alleine bist, höchstens ein, zwei
Freund_Innen hast, die dabei wären, dann solltet ihr vielleicht doch in den
ersten Tagen noch einmal in die Schule gehen. Denn ihr müsst Leute um
euch
sammeln! Führt in den Pausen Diskussionen, findet raus was die anderen
ankotzt,
überzeugt sie mitzumachen.
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Schritt 1: Kompliz_innen
finden, Aufmerksamkeit erregen.

Individuell und
vereinzelt  ist  kaum jemand weit  gekommen.  Um euch zu vernetzen und
kollektiv zu
organisieren, solltet ihr ein Streikkomitee an eurer Schule gründen. Darin
könnt ihr eure weiteren Aktivitäten demokratisch planen. Aktivitätsformen
gibt
es dann viele: Ihr könnt ein Transpi dropen, Plakate kleben, Flyer fliegen
lassen, ihr könnt mit Sprühkreide o.ä. auf euch aufmerksam machen. Ihr
könnt
einen  offenen  Brief  an  den  Senat  oder  an  die  Schüler_Innenvertretung
schicken.
Es kann ebenso lohnen, sich an die Presse zu wenden. Man kann eine
Presseerklärung  schreiben  oder  Interviews  führen,  es  gibt  auch  linkere
Tageszeitungen
wie die „Junge Welt“ oder „Neues Deutschland“, die sich vielleicht schneller
interessieren lassen. Checkt auch aus, was es online für Möglichkeiten gibt:
Welche Telegram-Gruppen existieren an der Schule? Sind alle auf Instagram
unterwegs? Gibt es eine Schulseite, an die man etwas posten kann und alle
kriegen es mit? Beschränkt euch aber nicht nur auf das Internet, denn die
Leute
müssen auch wissen, dass es euch um praktische Maßnahmen geht.

Schritt 2: Vernetzen!

Erst einmal: Ihr seid
nicht die einzige Schule in eurem Ort, wahrscheinlich gibt’s hunderte mehr,
an
denen überall das gleiche Problem besteht. Nehmt Kontakt auf, streikt
gemeinsam, dann seid ihr auch hundertmal mehr auf der Straße.

Als Schüler_Innen sind
wir  aber  auch  nicht  die  einzigen,  die  von  der  verfrühten  Schulöffnung
betroffen



sind. Insbesondere die Gesundheit der Lehrer_Innen, aber auch von Eltern,
Großeltern, generell von allen wird aufs Spiel gesetzt, wenn sich das Virus
wieder schneller ausbreitet. Holen wir sie also in den Kampf dazu. In der
GEW
(Gewerkschaft für Erziehung und Wissenschaft) sind viele Lehrer_Innen
gewerkschaftlich organisiert, auf diese Weise kann man sie also kollektiv
ansprechen. Auch andere Gewerkschaften wie ver.di oder der DGB sind gute
Adressatinnen wie auch die politischen Parteien, die darin dominieren, also
SPD
und Linkspartei. Vergesst aber nicht, dass alle davon einer verräterischen
Leitung
unterstehen, die schon oft genug unsere Interessen und die ihrer eigenen
Basis
in den Wind geworfen haben. Immerhin haben wir die Schulöffnung selbst zu
einem
großen Teil der SPD-Führung zu verdanken.

Schritt 3: Streik!

Es ist wichtig, dass ihr
dem Streik ein Programm gebt und eure Aktion um konkrete Forderungen
herum
mobilisiert.  Was genau sind die  Verbesserungen,  die  ihr  wollt?  Und wie
könnte
man diese umsetzen?

Dabei wird auch eine
andere Sache immer notwendiger in dieser Zeit: Klare Kante gegen Rechts!
Organisiert euch um einen antirassistischen und antisexistischen Konsens!

Sobald ihr eine kritische
Masse  habt,  heißt  es  Streik!  Bedenkt,  dass  der  Streik  selbst  auch  eine
Zugkraft
entwickeln kann. Vielleicht fangt ihr also auch schon mit einer kleineren Zahl
an und begeistert die anderen, indem ihr ihnen beweist, dass es euch ernst
ist,



und  dass  so  ein  Boykott  tatsächl ich  machbar  ist .  Zwar  s ind
Massendemonstrationen
derzeit schwierig, kleinere Kundgebungen kann man aber in den meisten
Bundesländern anmelden, wenn ihr genug seid, dann macht halt mehrere.

Klingt anstrengend?

Kann es auch sein. Aber
es ist schaffbar und man kann damit gewinnen, das hat die Geschichte schon
oft
genug bewiesen. Falls ihr Unterstützung oder noch weitere Tipps braucht,
dann
meldet euch bei uns. Wir werden auch in einigen Städten wie Berlin oder
Dresden
selbst etwas an den Schulen organisieren.

Prüfungsstopp  sonst
Schulboykott!
Wenn wir uns mit
unseren Freund_Innen an der frischen Luft im Park treffen, um mal aus
der engen Wohnung rauszukommen und zu quatschen, haben wir in 10
Minuten die Bullen an der Backe, weil das aus
„infektionsschutzrechtlichen Gründen“ verboten ist. Ab nächster
Woche sollen aber nun die Schulen wieder aufgemacht werden? Ohne uns!

Es gibt kaum einen
Ort in der Gesellschaft, an dem Viren in so krassem Ausmaß
verbreitet werden wie die Schule. Und ganz ehrlich: wer schon einmal
in seinem Leben auf einem Schulklo war weiß, dass die nötigen
Hygienebedingungen in Schulen nicht umsetzbar sind, von 1,5 m
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Mindestabstand ganz zu schweigen. Viele Virolog_Innen haben sich
deshalb gegen die Schulöffnungen ausgesprochen. Außerdem gibt es
kein einheitliches Konzept für den Wiedereinstieg in den
Schulbetrieb und jedes Bundesland kocht seine eigene Suppe. Dass
jedoch Wirtschaftsverbände, neoliberale Forschungsinstitute und
Politiker_Innen so auf eine Wiedereröffnung der Schulen drängen,
zeigt nur wieder einmal, dass es in diesem System um Profite und
nicht um unsere Gesundheit geht. Die Bosse wollen, dass unsere Eltern
wieder zur Arbeit gehen und wir noch schnell Schulabschlüsse
reingedrückt bekommen, damit wir auch schnell in den
kapitalistischen Verwertungsprozess eingegliedert werden können.
Dabei ist es ihnen egal, dass diese Maßnahmen höchstwahrscheinlich
eine erneute Welle der Neuinfektionen mit dem Corona-Virus auslösen
werden. Wir fordern die Schließung der Schulen mindestens bis zum
Sommer und höchstens so lange, wie es zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie nötig ist!

Das Schuljahr geht
eh nur noch wenige Monate, welche Lerninhalte sollen wir da
eigentlich noch sinnvoll bearbeiten? Ums Lernen geht es hier also
nicht, sondern darum, uns noch schnell unter massivem Stress viele
Prüfungen reinzuwürgen damit wir Abschlussnoten bekommen. Da
Bildung im Kapitalismus vor allem die Funktion hat, uns durch
Autorität, Konkurrenz und verwertbares Wissen in einen Arbeitsmarkt
reinzupressen und dementsprechend vorzuselektieren, sind die
Abschlussnoten in diesem System unerlässlich. Wir fordern die
Aussetzung aller Prüfungen und Klassenarbeiten in diesem Schuljahr
und Versetzungen für alle! Keine_r bleibt wegen Corona sitzen! Alle
Abgangsklassen, ob Hauptschule, Realschule, Berufsschule oder
Gymnasium sollen  einen  Schulabschluss  bekommen.  An  den  Unis
müssen
die NCs ausgesetzt werden.

Dabei geht es uns
nicht darum, dass wir zu faul zum Lernen sind sondern, dass wir



gesellschaftliche Verantwortung übernehmen. Das E-Learning muss zu
Hause weitergehen, allerdings nicht so wie bisher: Wie
selbstverständlich wurde vorausgesetzt, dass wir die nötige
Hardware, also einen eigenen Computer und Drucker samt Zubehör zu
Hause haben. Auch nicht jede_r von uns hat ein eigenes Zimmer und zu
Hause die nötige Ruhe zum Lernen. Während einige von uns Eltern
haben, die selber studiert haben, fließend Deutsch sprechen und ihre
Kinder während des Homeoffice gut bei den Aufgaben unterstützen
können, haben andere von uns Eltern, die vielleicht eine andere
Muttersprache oder eine andere Schulbildung erfahren haben und
alleinerziehend sind oder täglich für wenig Geld im Supermarkt oder
Krankenhaus arbeiten müssen. Wer keinen eigenen Computer hat,
muss  einen  von  der  Stadt  kostenlos  zur  Verfügung  gestellt
bekommen!

Wir labern nicht nur sondern meinen es ernst! Nachdem Unterschriftenlisten
nichts gebracht haben, müssen wir nun selber tätig werden. Jetzt heißt es:
Schulboykott! Wir werden nicht in die Schule gehen und zu Hause bleiben,
bis unsere Forderungen erfüllt wurden. Einfach nur zu Hause Bleiben reicht
natürlich nicht aus. Um unsere Forderungen durchzusetzen, wird es letzten
Endes notwendig sein,  auch auf  die  Gewerkschaften zuzugehen und den
Boykott in einen richtigen Streik umzuwandeln. Damit wir also nicht alleine
blöd dastehen, müssen wir uns vernetzen und organisieren, denn zusammen
sind wir stark! Zusammen mit unseren Lehrer_Innen und der GEW fordern
wir: Lasst die Schulen zu!

B i l d :
https://www.flickr.com/photos/30845644@N04/13924686926/in/photostream/



Handeln  statt  Hoffen:  Welche
Strategie für Fridays for Future?
EDieses Papier ist aufgrund einer Strategiedebatte
innerhalb der bundesweiten Struktur von FFF entstanden. Als REVOLUTION
beteiligen wir uns seit einiger Zeit an den Klimaprotesten und unterstützen
diese  praktisch.  Dieses  Papier  versucht  vor  allem  zwei  Fragen  zu
beantworten:

Wie können wir unseren Protest im nächsten Jahr voranbringen und1.
unsere
Forderungen durchsetzen?
Wie können wir unsere Struktur verbessern?2.

Dabei  haben wir  den ersten Teil  vorangestellt,  da wir  glauben,  dass die
Inhalte auch maßgeblich das Vorankommen, aber auch die Form unseres
Protestes  bestimmen.  Viel  Spaß  beim  Lesen!  Wer  Weiteres  mit  uns
diskutieren möchte oder seine_ihre Kritik mit uns direkt teilen will, kann sich
unter strategiefff@riseup.net bei uns melden!

Kurze Bilanz

Seit einem Jahr streiken wir und haben es geschafft eine große öffentliche
Aufmerksamkeit zu schaffen. Jeden Freitag sind in verschiedenen deutschen
Städten Menschen auf die Straße gegangen, zudem gab es 4 internationale
Aktionstage. Hierzulande beteiligten sich am 20.09.2019 sogar 1,4 Millionen.
Das  ist  die  größte  Mobilisierung  seit  Jahren.  Kurz:  Viele  sind  sich  der
Problematik der Klimakrise nun bewusst und Politik und Medien mussten
sich vermehrt mit dem Thema beschäftigen. Unsere Forderungen wurden
allerdings nicht umgesetzt. Mit dem Klimapaket können die Ziele des Pariser
Klimaabkommens sowie die 1,5°C Grenze nicht eingehalten werden. Dieses
ist  nicht  mehr  als  ein  Tropfen  auf  dem  heißen  Stein.  Auch  die  UN-
Klimakonferenz in Madrid endete wieder ergebnislos und hinterlässt  mal
wieder den Eindruck, dass es kaum Akteure des aktuellen Wirtschafts- und
Staatensystems gibt, die unsere Klimaziele umsetzen wollen. Aber wir wollen

https://onesolutionrevolution.de/handeln-statt-hoffen-welche-strategie-fuer-fridays-for-future/
https://onesolutionrevolution.de/handeln-statt-hoffen-welche-strategie-fuer-fridays-for-future/
mailto:strategiefff@riseup.net


uns nicht demoralisieren lassen, sondern fragen uns: Was nun?

Welche Strategie brauchen wir?

Wie schon geschrieben: Wir sind Viele. Aber das
reicht nicht aus, um etwas zu ändern. Damit wir mehr werden – und vor
allem mehr
erreichen  –  müssen  wir  im  nächsten  Jahr  gezielter  vorgehen.  Statt
Klimaschutz
individuell zu denken (Was kann jede_r von uns einzeln tun?) müssen wir
kollektive  Verbesserungen  erkämpfen.  Das  hat  zwei  Gründe:  Zum Einen
sprechen
wir so mehr Menschen an, denn aktuell wird Klimaschutz nur mit Verzicht,
Verboten und Steuererhöhungen in Verbindung gebracht. Das schreckt ab,
da sich
das viele nicht leisten können und auch keine gute gesamtgesellschaftliche
Perspektive ist. Zum Anderen schaffen wir es dadurch im Hier und Jetzt
Veränderungen zu erwirken, die nicht nur unseren Lebensstandard erhöhen,
sondern auch schnellere Auswirkungen auf unsere Lebensgrundlage haben.
Zusätzlich  haben  wir  als  Bewegung  dann  einen  greifbaren  Erfolg!
Konsumprotest
kann  nur  ein  begleitendes  Mittel  sein.  Denn  was  nutzt  ein  bewusster
Verzicht,
solange die von uns genutzte Energie durch Kohleverstromung erzeugt wird
oder
Massenvernichtungswaffen gebaut werden?

Dazu müssen wir die Interessen der Mehrheit nach
einem Arbeitsplatz, einer gut bezahlten Zukunft, einem besseren Leben in
unsere
Forderungen mit einbeziehen. Also kurz: Lasst uns für Verbesserungen statt
Verbote einstehen! Damit genau das umgesetzt wird, müssen wir
Interessenvertretungen eben jener miteinbeziehen. In diesem Fall sind es die
Gewerkschaften, sowie die politischen Parteien, mit denen diese verbunden
sind.
Diese haben zwar in Fragen des Klimaschutzes in der Vergangenheit nicht



allzu
viel erreicht, aber organisieren bereits eine Masse an Leuten, die wir mit
unseren  Forderungen  erreichen  wollen  und  können.  Ein  zentraler
Ansatzpunkt  für
eine  erfolgreiche  Kampagne  sind  somit  die  Tarifrunden  der  Länder  im
nächsten
Jahr. Dort müssen wir uns als Fridays for Future beteiligen und gleichzeitig
eine eigene Position mit hereintragen, um Kämpfe zu verbinden.

Wie können wir die Kohlesubventionierung beenden und den1.
Beschäftigten
eine Perspektive bieten?

Hier sollten wir für einen
Branchentarifvertrag eintreten. Dies bedeutet einheitliche Bezahlung in der
Energiebranche, damit sie nicht gegeneinander ausgespielt werden. Werden
dann
Kohlekraftwerke geschlossen, bedarf es kostenloser Umschulungen und der
Erschließung  neuer  Jobs,  beispielsweise  im  Bereich  der  erneuerbaren
Energien,
die  dann  automatisch  zu  gleichem  Lohn  stattfinden  muss,  damit  die
Beschäftigten
eine Perspektive für weitere Arbeit haben. Dies muss dann beispielsweise
durch
die aktuelle Subventionierung der Kohle gezahlt werden, sowie durch die
stärkere  Besteuerung  von  Unternehmen  wie  RWE.  Weigern  sich  diese,
müssen wir
für die Enteignung dieser Firmen eintreten, die jahrelang von der Zerstörung
unserer Lebensgrundlage profitiert haben.

Verkehrswende
statt Klimawandel!

Dies kann nicht alleinig durch E-Mobilität beendet
werden. Wir müssen für einen kostenlosen ÖPNV eintreten, unter Kontrolle
der



Beschäftigen  und  Nutzenden.  Statt  den  Schwerpunkt  auf  individuelle
Verkehrswege
zu  legen,  sol l ten  wir  auf  die  Verbesserung  von  kol lekt iven
Fortbewegungsmitteln
setzen.  Diese  Forderung  kann  nur  real  werden,  wenn  wir  für  massive
Investitionen
in  die  Bahn eintreten,  für  mehr  Personal  mit  besseren Löhnen und den
Ausbau der
Streckennetze. Dazu müssen wir aktiv auf die Beschäftigten zugehen und sie
einladen, gemeinsame Aktionen mit uns zu machen. Beispielsweise bedarf es
Vollversammlungen in Schulen und Betrieben, wo wir gemeinsam über diese
Thematik diskutieren können und müssen. Daneben können wir auch unsere
Streiks
miteinander  verbinden.  Statt  uns  auf  das  Gerede  der  Konzerne  und
Regierungen  zu
verlassen, dass nicht genug Geld dafür da ist, sollten wir für die Einsicht in
die Geschäftsbücher eintreten. Schließlich geht der Klimaschutz uns alle an.

Holt die Gewerkschaften mit ins Boot!

Nicht umsonst sind im Rahmen
des weltweiten Generalstreiks 1,4 Millionen Leute auf die Straße gegangen.
Das zeigt:
Diese Aufforderung hat Wirkung. Wenn wir mehr als das Klimapaket haben
wollen,
dann müssen wir uns diesem Mittel bedienen! Dadurch, dass Unternehmen
Verluste
einfahren, erwirken wir Druck auf Politik und Kapital. Wir als Fridays for
Future müssen deshalb die Gewerkschaften zum Einen offen aufrufen, dies
mit uns
gemeinsam zu veranstalten,  indem sie  a)  offen dazu aufrufen und b)  im
Vorfeld
Vollversammlungen  an  den  Betrieben  organisieren.  Durch  die  oben
genannten
Forderungen  haben  wir  dann  gleichzeitig  Kontakt  zur  Belegschaft  und
können dies



ebenfalls unterstützen, sollte dies nicht passieren. Nur so können wir uns in
Stellung bringen, unsere Forderungen durchzusetzen. Gemeinsame Kämpfe
mit den
Beschäftigten sind ineiner Situation, in der die Wirtschaft weltweit stagniert,
besonders wichtig. Denn wir dürfen nicht zulassen, dass die Unternehmen
die
Kosten der ökologischen Krise durch Massenentlassungen und Auslagerung
von
umweltschädlicher Produktion in andere Nationen auf den Schultern der
Lohnabhängigen abladen.

Klimaschutz kennt keine Grenzen!

Das Problem des Klimawandels
lässt sich nicht in einem Land lösen. Wenn wir wachsen wollen, müssen wir
unsere
Kämpfe verbinden und über Nationalstaatsgrenzen hinweg gegen eine Politik
eintreten, die dafür sorgt, dass die Produktion in andere Länder verlagert
wird
und dort Löhne drückt, sowie die Umwelt zerstört. Ein Schritt dahin ist,
Bewusstsein  dafür  zu  schaffen  und  für  die  Anerkennung  von
Umweltzerstörung  als
Fluchtursache  und  volle  Staatsbürger_Innenrechte  für  Geflüchtete
einzutreten.
Ebenso  müssen  die  Länder,  die  besonders  unter  den  Folgen  des
Klimawandels
leiden, durch Zahlungen der Klimakillerkonzerne, wie beispielsweise RWE,
entschädigt werden.

Welche Struktur brauchen wir um das zu erreichen?

a) Damit unser
Protest nicht stagniert und wir schnell handlungsfähig bleiben, bedarf es
ebenfalls  Aktions-  und  Streikkomitees  an  den  Orten,  an  denen  wir  uns
tagtäglich
bewegen. Also an Schulen, Unis und Betrieben. Warum? Viele Aktivist_Innen



gehen
regelmäßig Freitags auf die Straße. Anstelle sich nur unter Gleichgesinnten
zu
bewegen und die Spaltung in der Umweltfrage zu vertiefen, lohnt es sich
durch
Mobilisierungen,  Vollversammlungen  und  kleineren  Aktionen  vor  Ort  die
Debatte
zu anderen Leuten zu bringen. Das sorgt für eine stetige Auseinandersetzung
und
befähigt gleichzeitig Viele von uns sich mehr einzubinden. Vor allem, da es
für
Viele leichter ist, sich dort zu organisieren, wo sie sich tagtäglich bewegen.
Es ist unsere Aufgabe offen um unsere Perspektive zu streiten und damit
neue
Aktivist_Innen für unsere Ziele zu gewinnen.

b) Diese Basiskomitees können dann Vertreter_Innen ins Plenum schicken
und Delegierte wählen. Dieses System hat mehrere Vorteile. Denn aktuell ist
das Problem,  dass  sich nicht  alle  von uns verantwortlich fühlen,  für  die
Sachen die entschieden und umgesetzt werden. Dadurch machen manche
Menschen  sehr  viel  Arbeit  und  haben  viel  Verantwortung  Alles  zu
entscheiden.  Der  Großteil  an  Menschen  wird  in  diesen  Prozess  nicht
einbezogen und übernimmt daher nur ab und zu Aufgaben.

d) Warum ist das
wichtig? Wir sind eine Jugendbewegung, die es geschafft hat ins Gespräch zu
kommen. Unser Ziel muss aber auch sein, dass 
Aktivist_Innen selbstständig lernen zu handeln anstatt zu hoffen. Also
sich eigenständig an unseren Strukturen zu beteiligen. Dies geschieht vor
allem
auch darüber, dass wir offen über Inhalte und Entscheidungen diskutieren.
Nicht
um der Selbstbeschäftigung willen, sondern um der Bewegung willen. Nur
wenn wir
demokratische  Strukturen  haben,  an  denen  sich  alle  beteiligen  können,



schaffen
wir es auch eine demokratische Bewegung zu sein.

e) Deswegen müssen
unsere Delegierten auch jederzeit rechenschaftspflichtig und wähl- und
abwählbar sein. Jede_r soll und darf Ideen einbringen, gleichzeitig müssen
zentrale  Momente  der  Bewegung  wie  Aktionstage,  Forderungen  und
Perspektiven
gemeinsam besprochen und abgestimmt werden. Das muss aber auch für alle
Aktivist_Innen
überprüfbar sein. Ansonsten droht die Gefahr, dass wichtige strategische
Entscheidungen nur  von einem kleinen Teil  getroffen  werden.  Was aber
passiert
wenn sich herausstellt, dass diese falsch oder nicht im Interesse des
gemeinsamen Ziels (Klimaschutz, yeah!) sind?

f) Um das zu
ermöglichen, brauchen wir Aktions- und Perspektivkonferenzen. Dort sollten
sich
alle Aktivist_Innen treffen können und die Chance haben, über die zentralen
Entwicklungen und unterschiedlichen Ausrichtungen, die es gibt (und immer
geben
wird), zu entscheiden. Der SoKo war hierfür ein guter Auftakt, aber wir
brauchen  nicht  nur  Momente  des  Empowerments,  wir  brauchen  offene
politische
Debatten, Anträge, Wahlen und Entscheidungen. Eine solche Konferenz sollte
im
Vorfeld eine offene Antragsphase haben.

g) Unser Ziel ist
es nicht nur eine zeitweise Bewegung zu schaffen, sondern die Gesellschaft
zu
verändern! Hierfür brauchen wir nicht nur Leute, die regelmäßig auf die
Straße
gehen und teilweise in den jeweiligen FFF-Ortsgruppen aktiv sind, nein, wir
brauchen Leute, die offen um ein politisches Programm diskutieren, die sich



einen
Kopf  machen.  Dafür  müssen  wir  allen  Teilen  der  Bewegung  gleiche
demokratische
Rechte geben. Es braucht offene Diskussion, ob die bittstellende Haltung
gegenübergestellt der Bundesregierung überhaupt die Chance hat, unsere
Ziele zu
erreichen oder ob wir eine gesamtgesellschaftliche Bewegung brauchen, die
selbst  die Zügel  in die Hand nimmt und die gesellschaftliche Produktion
unter
dem  Ziel  der  gleichen  Möglichkeiten  unter  den  Menschen  und  der
nachhaltigen
Beherrschung der Umwelt durch die Menschheit zum Ziel hat.  Wenn die
Perspektive,
die die Bewegung aktuell einnimmt, richtig ist, dann sollte sie auch eine
offene  Debatte  darüber  überstehen  und  alle  Teile  der  Bewegung  darin
bestärken
für ihre Position zu kämpfen. Sollte die Position hingegen falsch sein und wir
keine Debatte darüber führen, so würden wir damit die riesigen Chancen
eine
neue Generation bewusster Aktivist_Innen zu begeistern und in Bewegung zu
bringen, verschenken.

Das Ganze könnt ihr hier auch nochmal als PDF herunterladen:

StrategiepapierFFF_RevoDownload

Kommunal-  und  Europawahlen
in Sachsen: Eine letzte Warnung
Am 26.  Mai  waren auch in  Sachsen rund 3,3  Millionen Wahlberechtigte
aufgerufen, nicht nur das EU-Parlament zu wählen, sondern auch für die
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Kommunalwahlen ihre Stimmen abzugeben. Im vorläufigen Endergebnis zu
den  Wahlen  wird  unmissverständlich  deutlich,  wovor  wir  schon  lange
warnen: Es gibt einen tiefgreifenden gesellschaftlichen Rechtsruck. Dieser
äußert  sich  nicht  nur  im Wahlsieg  der  Rechtspopulisten in  Ländern wie
Frankreich,  Großbritannien  und  Italien,  sondern  schlägt  sich  auch  im
Ergebnis der „Alternative für Deutschland“ (ff.  AfD) wieder und tritt  am
heftigsten in Sachsen zum Vorschein: Die AfD ist in fast allen Landkreisen
sowie  in  Chemnitz  und fast  auch in  Dresden als  stärkste  Kraft  aus  den
Wahlen hervorgegangen. Lediglich im Vogtland und in Zwickau schaffte es
die CDU, den ersten Platz zu verteidigen. In Leipzig konnten die Grünen die
meisten Stimmen holen. In allen anderen Städten und Gemeinden erhielt die
AfD die meisten Stimmen und ließ die CDU erstmals hinter sich.

Nach dem derzeitigen Stand kommt die AfD bei der EU-Wahl insgesamt auf
25,3% der Stimmen in Sachsen  und konnte somit ihr Ergebnis im Vergleich
zu 2014 (10,1%) mehr als verdoppeln. Die CDU hingegen hat seit der letzten
Europawahl 11,5% einbüßen müssen und kam damit gerade mal auf 23%.
Dahinter landete DIE LINKE mit 11,7% (-6,6%) . Die Grünen kamen auf 8,6%
und die FDP konnte 4,7% der Stimmen erreichen. Die SPD wurde ebenfalls
abgestraft  und  hat  mit  aktuell  8,6% fast  die  Hälfte  ihrer  Wähler*Innen
verloren (Vgl. 2014: 15,6%). Die Satirepartei „Die Partei“ schaffte es auch in
Sachsen vor allem von der Schwäche der Linken zu profitieren und erzielte
hier bemerkenswerte 2,9%.

Falls  die  AfD  es  schafft  Ihr  derzeitiges  Ergebnis  zur  Landtagswahl  im
September zu verteidigen oder schlimmstenfalls sogar noch zulegt, lässt sich
eine Regierungsbildung durch CDU und AfD nicht ausschließen. Um dies zu
verhindern, müsste die CDU gemeinsam mit den Grünen, der SPD und FDP
eine  Koalition  eingehen,  die  jedoch  knapp  um  die  Regierungsmehrheit
bangen müsste. Unter Umständen würde notfalls DIE LINKE für die nötige
Mehrheit  sorgen  oder  sogar  eine  Regierungsbeteiligung  anbieten,  um
sozusagen eine „Demokratische Allianz“ gegen die AfD zu bilden. Eine solche
Koalition  würde  zweifellos  dem  Anschein  der  AfD  als  einzige  Anti-
Establishment Partei in die Hände spielen und die SPD und LINKE durch den
Ausverkauf der eigenen sozialen Basis schaden. Ob die CDU sich überhaupt



darauf  einlassen  würde,  ist   allerdings  ebenfalls  fraglich.  Es  wäre  auch
denkbar,  dass die CDU ihren derzeitigen Kurs ändert und sich doch auf
Gespräche mit der AfD einlässt, welche zusammen eine stabilere Mehrheit im
Landtag stellen könnten, als die erstgenannte Regierungsoption. Die Folgen
einer CDU-AfD Koalition in Sachsen wären schwerwiegend, gerade für uns
Jugendliche und Menschen mit Migrationshintergrund. Es ist nicht nur so,
dass dann eine rechtspopulistische, rassistische Partei mit in der Regierung
säße und als stärkste Kraft sogar den  Ministerpräsidenten stellen würde. Die
AfD leugnet außerdem offen den Klimawandel, ist gerade in Sachsen  eng mit
faschistischen Strukturen und militanten Neonazis vernetzt und gilt als einer
der  rechtesten  Landesverbände.  Neben  einer  Verschärfung  der
asylfeindlichen  Politik  und  einer  zunehmend  rassistisch  aufgeheizten
Stimmung  können  wir  uns  im  Falle  einer  CDU-AfD  Koalition  nach  den
Landtagswahlen auch auf Sozialkürzungen, den weiteren Ausbau des Polizei-
und  Überwachungsstaates,  die  zunehmende   Einschränkung  von
Grundrechten und Kriminalisierung von Linken und der FridaysForFuture-
Bewegung einstellen. Mit dem am 1. Januar 2020 in Kraft tretenden, neuen
Polizeigesetz hätte eine solche Regierung auf alle Fälle ein großes Repertoire
an Unterdrückungswerkzeugen zur Hand. Es ist nicht übertrieben davor zu
warnen, dass gerade die klimafeindliche und zu Teilen ultrarechte sächsische
AfD insbesondere  antirassistische Aktivist*Innen, streikende Schüler*Innen
und linke Gruppen mit harter Repression überziehen
würde.

Daher ist es jetzt um so wichtiger, Widerstand gegen die AfD zu organisieren
und  eine  antirassistische  und  soziale  Bewegung  gegen  den  Rechtsruck
aufzubauen. Hierbei könnte die aktuelle FridaysForFuture-Bewegung einen
wichtigen Beitrag leisten, indem sie auch offen gegen Rassismus und die AfD
Stel lung  bezieht.  Denn   Umweltschutz  bedeutet  Kampf  dem
Rechtsruck!Deshalb  organisieren  wir  zum 28.06.  einen  antirassistischen  
Schul- und Unistreik. Unter dem Motto #FridayAgainstRacism rufen wir vor
allem die Schüler*Innen, die sonst Freitags gegen den Klimawandel auf die
Straße gehen, aber auch die Studierenden und Auszubildenden dazu  auf, an
diesem  Tag  ein  deutliches  Signal  gegen  Rassismus,  Neoliberalismus,
Sexismus und eine  klimafeindliche  Politik  zu  setzen.  Wenn wir,  statt  im



Unterricht oder in den Hörsälen zu sitzen,  vor der Landtagswahl unsere
eigenen Positionen auf die Straße tragen, können wir uns als Jugendliche
Gehör verschaffen und ein deutliches Zeichen gegen den Rechtsruck setzen.
Hierzu müssen wir uns weiter organisieren und vernetzen! Deshalb schreibt
uns an, kommt zu unseren Treffen, beteiligt euch an den Vorbereitungen,
gründet an euren Schulen, in den Betrieben und Unis Streikkomitees und
lasst uns  unmissverständlich klar machen, was wir Jugendlichen für eine
Zukunft haben wollen: nämlich eine lebenswerte Zukunft ohne Rassismus,
Abschiebungen  und  Sozialabbau.  Eine  Zukunft,  in  der  NS-Rhetorik,  der
Klimawandel  und  ein  autoritärer  Polizei-  und  Überwachungsstaat  der
Vergangenheit angehören. Also eine  Zukunft ohne Rechtspopulismus, eine
Zukunft ohne die AfD!

Get organized:
29.05. – Demo- und Streiktraining / How to strike?
19.06. – Diskussion „Umweltzerstörung & Rassismus“ / Streikvorbereitung
Jeweils 17 Uhr in Dresden im Zentralwerk, Riesaer Str. 32, Seminarraum (1.
Stock links)
28.06. – #FridayAgainstRacism – Schulstreik
Beginn: 12 Uhr am Goldenen Reiter

Schüler_Innen-  mündig  genug
um  zu  streiken,  aber  nicht
mündig genug für Inhalte?
von Resa Ludivin, REVO Berlin

Schulstreiks sind stets eine besondere Form der Demonstration, denn zum
Einen ist dies oftmals die erste politische Aktion, der die_der_ Schüler_In
beiwohnt  und  zum  Anderen  kostet  es  nicht  nur  deswegen  den_die_
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Schüler_In ein  gewisses  Maß an Überwindung,  sondern auch wegen der
Repressionen, die Viele angedroht bekommen und in Kauf nehmen, um für
ihre Überzeugungen auf die Straße zu gehen. Schon das zeugt von Mut und
politischem  Interesse  und  macht  den  Schulstreik  nicht  nur  zu  einem
Ausdruck von Schüler_Innenengagement, sondern kann auch als Argument
genutzt werden, warum es sich vom Schwänzen, was von Schulen gerne
behauptet wird, grundlegend unterscheidet. Warum sollte also gerade diese
Gruppe Schüler_Innen damit überfordert sein, dass es bei linken Demos nicht
zugeht  wie  bei  dem  politischen  Einheitsbrei  der  bürgerlichen
Parteienlandschaft,  in  der  politische  Unterschiede,  gerade  in  Zeiten  des
Rechtsrucks,  wenig zur Geltung kommen, sodass sich viele Wähler_Innen
fragen, was nun der Unterschied zwischen einem Kreuzchen bei den Grünen
und einem Kreuzchen bei der CDU sein soll?

Zum Hintergrund: Erneut fand in Berlin ein Schulstreik gegen die drohende
Schulprivatisierung  statt.  Eine  Initiative,  die  dieses  Mal  nicht  von  uns
ausging und die  wir  begrüßen,  weswegen wir  uns  gerne sowohl  an der
Demonstration als auch an der Mobilisierung beteiligt haben. Verwirrt waren
wir  jedoch  über  den  Beschluss  der  Veranstalter_Innen,  dass  keine
Organisationsfahnen gezeigt werden durften, worauf man uns hinwies und
woran wir uns auch gehalten haben. Warum wir diese Position für falsch
halten und wir in der Zukunft nicht vorhaben uns noch einmal daran zu
halten, wollen wir im nachfolgenden Text erläutern.

Fahnenverbote, das kennen wir eigentlich weniger in linken Strukturen, als
vom  bürgerlichen  Staat,  der  dies  nutzt  um  politische  Äußerungen  zu
zensieren und vor allem sein Machtmonopol damit beweisen will, wie er es
seit einiger Zeit durch ein Verbot von YPG-/YPJ-Fahnen tut. Die politische
Begründung  des  Bündnisses  ist  zwar  nicht  deckungsgleich  mit  der  des
Staates, nichtsdestotrotz sehen wir eine Selbstzensur durch Fahnenverbote,
die dem bürgerlichen Staat in die Hände spielt und die wir von vornherein
bekämpfen müssen, getreu dem Motto: „Wehret den Anfängen“. Demnach
finden  wir  das  Argument  der  Veranstalter_Innen,  dass  ein  generelles
Fahnenverbot dazu führe einer Kriminalisierung oder einer Delegitimierung
des  Protestes,  da  sich  unterschiedliche  linksradikale  Gruppen,  u.a.



Kommunist_Innen unter den Hauptinitiator_Innen befinden, vorzubeugen, für
fadenscheinig, wenn man selbst von sich behaupten möchte revolutionäre
Politik zu machen (mehr dazu findet ihr hier unter Punkt 6  ). Denn Ziel sollte
es nicht sein sich politisch so sehr zurückzuhalten und einzuschränken, dass
man möglich anschlussfähig an die sog. „bürgerliche Mitte“ ist. Diese Mitte
ist in den letzten Jahren immer weiter nach rechts gedriftet, ebenso wie das
Parteienspektrum und  hat  auch  vor  der  Linkspartei  nicht  halt  gemacht.
Aufgrund  dessen  kann  uns  eine  mögliche  Anschlussfähigkeit  an  die
„bürgerliche Mitte“ ziemlich egal sein und führt definitiv nicht dazu, dass wir
eine  linke  Gegenmacht  aufbauen.  Im  Gegenteil-  um  uns  als  Linke  und
Revolutionär_Innen anschlussfähig zu machen,  müssten wir  demnach der
rechten Mitte hinterherjagen, was gleichbedeutend damit wäre unsere Politik
aufzugeben.  Opportunist_Innen  würden  so  handeln,  für  uns  als
Revolutionär_Innen  kommt  dies  aber  nicht  in  Frage!

Die Hauptbegründung des Bündnisbeschlusses, die uns genannt wurde war,
dass  durch  das  offene  auftreten  unterschiedlicher  Gruppen  auf  der
Demonstration, die Schüler_Innen überfordert würden. Diejenigen, die auf
die  Repression  scheißen  und  bereit  sind  während  der  Schulzeit  gegen
Privatisierung auf die Straße zu gehen, sollen nun plötzlich nicht dazu in der
Lage sein selbst zu wählen, ob sie sich für die Politik eine der Gruppen
interessieren oder eben nicht? Diese Einschätzung von Schüler_Innen teilen
wir nicht. Wir als REVOLUTION halten Schüler_Innen für ebenso mündig wie
all diejenigen, die die Schule bereits hinter sich gelassen haben. (Und auch
die Geschichte hat uns gezeigt, dass Schüler_Innen kämpfen können, aber
das ist ein ganz anderes Thema.)

Außerdem  kritisieren  wir,  dass  durch  ein  Fahnenverbot  eine  Einheit
zwischen politischen Positionen suggeriert  wird,  die  nicht  vorhanden ist.
Damit  meinen  wir  nicht,  dass  es  nicht  möglich  ist  gemeinsam  zu
demonstrieren und für ein und dieselbe Sache Seit an Seit zu kämpfen. Wir
halten dies sogar für  erstrebenswert,  allerdings ist  es  in  unseren Augen
heuchlerisch  Unterschiede  zwischen  Gruppen  (und  die  haben  wir,  sonst
wären wir alle in einer Einheitsorganisation organisiert) zu verschweigen, in
dem man sie  als  Gruppen unkenntlich macht.  Genauso verbirgt  es,  dass
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hinter  diesem  Streik  sowie  bei  den  meisten  Demonstrationen  nicht
unorganisierte,  engagierte  Einzelpersonen  stecken,  sondern  politische
Gruppen  mit  einem  politischen  Programm.

Gerade  in  Zeiten,  in  denen  die  Strategie  „Inhalte  überwinden“,  durch
fehlenden politischen Ausdruck von politischen Aktionen oder dem Versuch
eine trügerische Einheit zu kreieren, dazu geführt hat, dass es weder eine
starke Linke gibt, die gegen den Rechtsruck auf die Straße gehen und ihr
antirassistisches Bekenntnis auch in die Tat um setzen, ist es umso wichtiger
Protest wieder zu politisieren. Dazu gehört Verbündete suchen, Menschen zu
organisieren und Ihnen selbst die Freiheit zu lassen sich zu entscheiden auf
welchen Weg wir gegen Rechts, Privatisierungen oder andere Angriffe vom
Staat kämpfen. Nur das wir trotzdem gemeinsam kämpfen, sollte klar sein!

Kritik- und Propagandafreiheit, die Idee der unserer Kritik am Fahnenverbot
zugrunde liegt, ist das „A“ und „O“ politischer Zusammenarbeit. In der Praxis
bedeutet das: vereint in der Aktion, auch wenn unser politisches Programm
nicht deckungsgleich ist sowie Differenzen offen kritisieren. (Im Falle eines
gemeinsamen Schulstreiks bedeutet das bspw. wir organisieren den Streik
gemeinsam und treten alle offen auf, indem wir zum Streik eigenes Material
erstellen.) Denn vorgespielter Konsens entpolitisiert nur die Aktion, sodass
diese eine einmalige bleibt und die Inhalte nicht an die Orte des Geschehens
zurückgetragen werden können – in diesem Falle die Schule.

Wir  haben  gemeinsame  Ziele  und  streben  an  diese  auch  gemeinsam
anzugehen – dafür brauchen wir breite Bündnisse. Allerdings sollten wir, um
eine  linke  Mehrheit  zu  erzeugen,  auch  Raum  für  programmatische
Kritikpunkte  aneinander  haben,  ohne  dass  das  gleich  die  komplette
Bündnisarbeit sabotiert und jedem das Recht, in einem Bündnis auch eine
Minderheitsposition zu vertreten (, denn schließlich basiert politische Arbeit
im  Optimalfall  auf  demokratischen  Strukturen  und  Abstimmungen)  zu
gestehen. Beginn einer solchen Arbeit kann es nur durch Diskussion geben
und  nicht  durch  sich  gegenseitig  abschotten,  weswegen  wir  für  diese
Diskussion jederzeit bereit stehen.

Daher fordern wir: Fahnen raus, für mehr Politik und nicht weniger!



 

 

Schulstreiks  überall  -Wie  kann
es weiter gehen?

Jaqueline Katherina Singh
Am 21. Juni sind in Berlin 400 Schüler_Innen auf die Straße gegangen, um
gegen die drohende Schulprivatisierung zu demonstrieren, die der Berliner
Senat  hinter  verschlossenen  Türen  plant.  Heute,  am 22.  Juni,  gehen  in
Nürnberg, Kassel, Dresden, Würzburg und 3 weiteren Städten Jugendliche
auf die Straße, um gegen Abschiebungen zu demonstrieren – auf Initiative
des Bündnisses „Jugendaktion Bildung gegen Abschiebung“. Zuvor haben in
München  Schüler_Innen  gegen  das  neue  Polizeiaufgabengesetz  gestreikt.
Dort haben rund 2000 Jugendliche gezeigt, dass sie die Verschärfung der
Repression  aufhalten  wollen.  Doch  was  folgt  aus  diesen  zahlreichen
Protesten?

Potenzial bündeln
In den letzten Jahren haben wir in Deutschland und sonst wo auf der Welt
einen  Rechtsruck  erlebt.  Der  früher  als  rechter  Rand  betitelte  Teil  der
Gesellschaft  ist  mittlerweile  im  Alltag  aufzufinden.  Die  AfD  hetzt  im
Bundestag und nebenbei erlässt die Regierung die rassistischen Gesetze und
versucht  immer  mehr  und  mehr  Geflüchtete  in  Krieg,  Armut  und
Perspektivlosigkeit abzuschieben. Aber der Rechtsruck bedeutet nicht nur,
dass der Rassismus im Alltag immer mehr Gestalt annimmt. Er hat auch
andere Formen: Ein Jahr nach dem G20-Gipfel im Hamburg sehen wir eine
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Zunahme von Repression und Gesetzesverschärfungen. Denn nicht nur in
Bayern ist ein neues Polizeiaufgabengesetz geplant – auch in Sachsen und
Nordrhein-Westfalen will man die Rechte der Polizei ausweiten. Zusätzlich
können  wir  beobachten,  wie  der  Etat  für  innere  Sicherheit  und  die
Bundeswehr  massiv  angehoben  wurde  und  beispielsweise  in  Bayern  die
Polizei unter dem Namen „Baytex18“ muntere Krisenübungen zusammen mit
Soldaten der Bundeswehr macht.

Während in diesem Bereich mehr Geld ausgegeben wird, lesen wir zeitgleich
in den Nachrichten von der „Schwarzen Null“, Bundeshaushalt, bei dem die
Ausgaben die Einahmen nicht übersteigen sollen. Um diese Ziel zu erreichen,
muss gespart werden, wenn die Ausgaben für innere Sicherheit und Militär
massiven  ansteigen  –  und  zwar  an  der  Gesundheit,  an  Bildung,  beim
Öffentlichen  Dienst,  der  Infrastruktur.  Ab  2019  tritt  zusätzlich  die  sog.
„Schuldenbremse“  in  Kraft“,  die  die  „schwarze  Null“  allen  Ländern  und
Kommunen vorschreibt. Diese trifft vor allem jene Gemeinden und Länder,
die ohnedies schon verschuldet sind oder deren Bevölkerung arm ist, also
auch weniger Steuern zahlen kann/muss. Daher können sie wenig oder nichts
investieren,  müssen  weiter  an  Infrastruktur,  kommunalen  Einrichtungen,
Schulen,  Jugendzentren,  Freizeiteinrichtungen  sparen  –  oder  diese  an
Investoren verscherbeln,  die  nicht  an  den Bedürfnissen der  Bevölkerung
interessiert sind, sondern an ihren Profiten.

Wir sehen: Es gibt viel,  was falsch läuft. Doch während der Großteil der
Gesellschaft  mittlerweile  darin versinkt  zu diskutieren,  ob man nicht  am
besten gleiche alle Geflüchteten, die hier ankommt abschiebt und wie viele
Menschen man im Mittelmeer ertrinken lässt, gibt es auch jene, die etwas
verändern  wollen.  Die  Jugendlichen,  die  gegen  die  Privatisierung  der
Schulen, das Polizeiaufgabengesetz und vor allem gegen Rassismus auf die
Straße gegangen sind, wollen aktiv werden. Sie alle sind unzufrieden mit der
aktuellen  Situation  und  wollen  dies  nicht  stillschweigend  hinnehmen.
Deswegen  gilt  es,  dieses  Potenzial  zu  bündeln  –  die  Frage  ist  nur  wie?



Wie?
Es bedarf einer klaren Perspektive. Es muss heißen: Wir belassen es nicht bei
einer  Aktion,  sondern wir  wollen  unseren Protest  ausweiten.  Wir  wollen
größer werden und mehr Jugendliche ansprechen. Daher sollten wir weiter
aufeinander positiv Bezug zu nehmen, die verschiedenen Aktionen bekannt
machen, so dass die Jugendlichen wissen, dass es nicht nur in „ihrer“ Stadt
oder an ihrer Schule Protest gibt. Doch wir müssen auch weiter gehen und
die Aktivist_Innen aus den unterschiedlichen Städten miteinander vernetzen.
Dazu  müssen  wir  uns  treffen  und  gemeinsam  diskutieren,  wie  wir  die
unterschiedlichen  Kämpfe  miteinander  verbinden  können,  wann  wir  eine
neue Aktion planen wollen und welche Forderungen wir ins Zentrum stellen
wollen  -quasi  eine  selbstorganisierte  Aktionskonferenz.  Das  sind  erste
Schritte  in  die  richtige  Richtung,  die  getan  werden  müssen,  damit  es
erfolgreich weitergeht. Doch damit wir wachsen, müssen wir uns fragen, was
braucht es damit nicht nur Hunderte oder Tausende, sondern die Masse an
Jugendliche auf die Straße gehen?

Eine Bewegung entsteht selten im luftleeren Raum. Es bedarf Menschen bzw.
Organisationen,  die  diese  bewusst  mit  aufbauen.  Wenn  wir  eine
Jugendbewegung aufbauen wollen, die sich gegen Rassismus, Militarismus
und Spaßmaßnahmen richtet um der Regierung Dampf zu machen, müssen
sich  auch  andere  Organisationen  beteiligen.  Das  betrifft  vor  allem  die
G e w e r k s c h a f t s j u g e n d ,  a b e r  a u c h  S t u d i e r e n d e n -  u n d
SchülerInnenvertretungen. Außerdem sollen wir Jugendorganisationen von
MigrantInnen, antirassistische, antisexistische und andere Initiativen junger
Menschen  einbeziehen.  Und  natürlich  müssen  auch  alle  linken
Jugendorganisation – seien es die Linksjugend Solid, der SDS, die SDAJ, die
Falken oder auch die Jusos aufgefordert werden, aktiv gegen die Angriffe der
Regierungen, der Unternehmer und der Rechten zu kämpfen und sich zu
einem Aktionsbündnis zusammenzuschließen – nicht nur lokal, sondern als
Bundesorganisationen. Schließlich sind die Probleme, die wir haben, nicht
nur auf eine Stadt begrenzt, sondern betreffen uns überall.

Dabei ist  es wichtig zu verstehen, dass eine Bewegung nicht nur darauf
basiert,  dass  man  die  Führungen  von  Organisationen  zum  Widerstand



auffordert oder gemeinsame Aktionen verabredet. Wer Erfolg will, der muss
sich auch lokal verankern und die Mobilisierung nutzen, um Basisarbeit an
den  Orten  anzufangen,  an  denen  wir  uns  bewegen  müssen.  Für  uns
Jugendliche sind das in erster Linie die Schulen, aber auch Berufsschulen,
Betriebe und Universitäten.  Dort  müssen wir  mit  den Aktivist_Innen,  die
Interesse haben, sich an der Bewegung zu beteiligen und diese aufzubauen,
diskutieren und zu Aktionen durchführen. Wir von REVOLUTION treten für
d e n  A u f b a u  v o n  S t r e i k -  u n d  A k t i o n s k o m i t e e s  e i n ,  d i e
Informationsveranstaltungen,  Vollversammlungen  und  Widerstand
organisieren.  Warum?  Weil  auf  diesem  Wege  auch  Menschen  erreicht
werden,  die  bisher  nicht  politisch  aktiv  waren.  Zusätzlich  politisiert  und
polarisiert man an den Orten, an denen wir lernen, studieren, arbeiten oder
eine Ausbildung machen müssen – und wirft Fragen im Alltag der Menschen
auf.

Als REVOLUTION denken wir, dass eine Jugendbewegung notwendig ist, um
gegen die  aktuellen  Missstände in  diesem Land erfolgreich  zu  kämpfen.
Deswegen wollen wir den Aufbau einer solchen Bewegung unterstützen und
hoffen,  dass  dies  auch  andere  Organisationen  tun.  Denn  wenn  wir
flächendeckend gegen Abschiebungen und Rassismus, gegen die Zunahme
der Repression und gegen die Sparmaßnahmen kämpfen wollen, braucht es
mehr als ein paar kleine linke Organisationen, die ein paar Kampagnen zu
diesen Themen machen. In solch einer Bewegung treten wir als Organisation
für  Kritik-  und  Propagandafreiheit  ein  –  das  heißt,  dass  alle  beteiligten
Organisationen  auch  untereinander  Kritik  üben  und  diskutieren  können
sowie ihre eigenen Materialien verteilen dürfen. Daneben wollen wir in so
einer Bewegung für unser Programm eintreten: Das heißt, dass wir dafür
sind,  nicht  nur  gegen  Abschiebungen  zu  kämpfen,  sondern  für  offene
Grenzen  und  Staatsbürger_Innenrechte  für  alle.  Wir  fordern  nicht  nur
Abrüstung,  sondern  lehnen  jede  Finanzierung  des  staatlichen
Gewaltmonopole, also der Polizei und Bundeswehr nach dem Motto, „Keinen
Cent für Militarismus und Repression“ ab. Auch sind wir nicht nur gegen die
zahlreichen  Sparmaßnahmen,  sondern  für  den  Ausbau  des  sozialen
Wohnungsbaus, die Enteignung der Wohnungsspektution, der großen Banken
und  Konzerne  ein,  für  die  Finanzierung  unseres  Gesundheits-  und



Bildungssystems  durch  Besteuerung  der  Reichen  und  Profite  –  unter
Kontrolle der Arbeiter_Innen, der Mieter_Innen und der Lernenden. Dazu
brauchen  wir  nicht  nur  eine  breite  Bewegung,  sondern  auch  eine
revolutionäre  Jugendorganisation  –  one  solution  –  REVOLUTION!

Gegen  Berlins  Ausverkauf:
Schulstreik  gegen
Schulprivatisierung!
Wortwörtlich fällt Manchen von uns der Putz auf die Köpfe. Die Toiletten
hätten  schon vor   5  Jahren saniert  werden können und wenn wir  neue
Klassenräume  brauchen,  bekommen  wir  Container.  Vom  Lehrermangel,
Leistungsdruck oder  genügend Räumen die  wir  als  Schüler_Innen selber
nutzen  können,  ganz  zu  schweigen!  Das  alles  sollte  besser  werden,
versprachen fast alle Parteien im Wahlkampf. Wortwörtlich fällt Manchen
von uns der Putz auf die Köpfe. Die Toiletten hätten schon vor  5 Jahren
saniert  werden  können  und  wenn  wir  neue  Klassenräume  brauchen,
bekommen  wir  Container.  Vom  Lehrermangel,  Leistungsdruck  oder
genügend Räumen die wir als Schüler_Innen selber nutzen können, ganz zu
schweigen! Das alles sollte besser werden, versprachen fast alle Parteien im
Wahlkampf.  Und  was  will  der  Berliner  Senat  jetzt  im  Sommer  hinter
verschlossenen Türen tun? Unsere Schulen verschenken um danach für sie
Miete zu bezahlen! Kein Scherz: Der Berliner Senat will unsere Schulen an
die Berliner Wohnungsbaugesellschaft HOWOGE GmbH verpachten und zwar
über 750 Stück. Das bedeutet:  Sie verwalten staatliches Eigentum unter
privatwirtschaftlicher  Führung und entscheiden nun wie  viel  Geld  in  die
Schulen  gesteckt  wird.  Denn  kommt  der  Beschluss  durch  ist  sie  für
Sanierung, Strom, Grünflächen verantwortlich und die Stadt zahlt dafür dann
Miete.  Das  heißt:  Überwachungskameras  um  für  „Sicherheit“  auf  dem
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Schulhof zu sorgen oder noch mehr verwahrloste Gebäude können auf uns
zukommen. Schließlich geht’s der HOWOGE um ihren Profit. Den kann sie
sich auch durch  „Fremdnutzung“ nach Schulschluss oder in den Ferien
sichern  –  und  weil  Niemand  darüber  Mitspracherecht  hat,  könnten  AfD
Schulungszentren oder  sonstiger Müll auf uns zu kommen. Das können wir
nicht  zulassen!  Schließlich  kennen  wir  die  Auswirkungen  von
Privatisierungen in Berlin schon. Wuchernde Mieten und  Wohnungsmangel,
die wenn wir ausziehen und hier wohnen bleiben wollen, uns den letzten
Nerv kosten werden, sind mitunter Ergebnis der Wohnungsprivatisierung des
rot-roten  Senat  Anfang  2000.  Aber  nicht  nur  dort:  auch  in  unserem
Gesundheitssystem wurde kräftig privatisiert und es wurde an Pflegekräften
gespart -also unserer Gesundheit. Das zeigt klar, dass solche Vorhaben nicht
uns  allen  zu  Gute  kommen,  sondern  nur  den Investoren,  die  staatliches
Eigentum für ihren Profit herunterwirtschaften. Deswegen werden wir nicht
stillschweigend hinnehmen, dass man an uns und unserer Bildung spart. Wir
müssen die Teilprivatisierung verhindern. Lasst uns deswegen gemeinsam an
unseren Schulen aktiv  werden und gegen den Ausverkauf  unserer  Stadt
kämpfen! Lasst uns am 21.6 gemeinsam streiken als Startschuss für den
Widerstand, der auch im Herbst weitergeht! Also: Lasst uns am  21.6  auf die
Straße  gehen um den Berliner  Senat  lautstark  zu  zeigen,  dass  er  nicht
stillschweigend unsere Schulen verscherbeln kann!

Gegen  Schulprivatisierung!  Für  mehr
Lehrer_Innen,  kleinere  Klassen  und  volle
Ausfinanzierung unseres Bildungssystems!Schluss
mit der Selektion & Leistungsdruck!

Für die Organisierung des Schullebens durch die
Lernenden und Lehrenden!

Nein zur Schuldenbremse!  Für den Ausbau von
sozialem  Wohnungsbau,  Schulen  und
Jugendfreizeitangeboten  etc.  statt  Sparkurs!



Spart  nicht  an  uns,  sondern  besteuert  die
Reichen!

Hände  weg  von  unseren
Schulen!  Stoppt  die
Schulprivatisierungen  des
Berliner Senats!
Wilhelm Schulz, REVOLUTION Berlin

Im Koalitionsvertrag von SPD, Grünen und der Linken aus dem Jahr 2016
kündigten diese massive Investitionen bis zum Jahre 2026 in den Neubau und
die Sanierung von Berliner Schulen an. Von 5,5 Milliarden Euro war die
Rede. Doch wie will der Senat das stemmen?

Der  rot-rot-grüne  Berliner  Senat  plant  die  Privatisierung  der  798
Schulen  des  Landes.  Mittels  einer  Privat-Public-Partnership  (Öffentlich-
Private-Partnerschaft = PPP) soll staatliches Eigentum schleichend unter die
Interessen privatwirtschaftlicher Investor_Innen gestellt  werden. Schon in
den  2000ern  gab  es  in  Berlin  eine  Privatisierungswelle,  nur  im
Wohnungsbereich.  Die  verheerenden  Auswirkungen  und  die  geringen
Möglichkeiten in privatisiertes Eigentum einzugreifen, ist nicht nur für alle
die  offensichtlich,  die  in  Berlin  je  eine  Wohnung  gesucht  haben.  Den
Hintergrund für die geplante Privatisierung von fast 800 Schulen bildet die
Zielsetzung der rot-rot-grünen Regierung, einen ausgeglichenen Haushalt zu
gewährleisten.  So  kommt  es,  dass  das  Land  seit  knapp  6  Jahren  eine
Sparpolitik fährt, die versucht, die Neuverschuldung auf Null halten.

https://onesolutionrevolution.de/haende-weg-von-unseren-schulen-stoppt-die-schulprivatisierungen-des-berliner-senats/
https://onesolutionrevolution.de/haende-weg-von-unseren-schulen-stoppt-die-schulprivatisierungen-des-berliner-senats/
https://onesolutionrevolution.de/haende-weg-von-unseren-schulen-stoppt-die-schulprivatisierungen-des-berliner-senats/
https://onesolutionrevolution.de/haende-weg-von-unseren-schulen-stoppt-die-schulprivatisierungen-des-berliner-senats/


Den bundespolitischen Hintergrund für die geplanten Privatisierungen bildet
die sogenannte Schuldenbremse. Nach dieser dürfen die Bundesländer und
Kommunen ab 2020 keine neuen Schulden machen, somit keine Kredite mehr
aufnehmen. Das bringt ein Investitionsverbot in bitter notwendige soziale
Infrastruktur  mit  sich.  Wenn  Länder  und  Kommunen  nicht  oder  nicht
ausreichend investieren dürfen, so müssen diese eben staatliches Eigentum
verscherbeln.  Dieser  Ausverkauf  soll  Investitionsmöglichkeiten  für  das
Kapital  schaffen.  Solcherart  werden  Milliarden  billig  verschleudert  zum
Nutzen der Investor_Innen, die sich über sichere und regelmäßig steigende
Gewinne freuen dürfen.

Hierfür  gibt  es  bereits  ein  bundesweites  Pilotprojekt  und  zwar  aus
Offenbach, was in den letzten Jahrzehnten infolge der Deindustrialisierung
der Stadt extrem verarmt ist. Der Landkreis hatte mittels einer PPP im Jahre
2004 die Grundstücke seiner 88 Schulen an die Baukonzerne Hochtief und
Vinci vergeben und seit diesem Verkauf mietet die Stadt Grundstücke und
Schulen  an.  Die  vereinbarte  Jahresmiete  belief  sich  ursprünglich  auf  52
Millionen Euro. Im Jahre 2014 betrug sie jedoch schon 82 Millionen und bei
Vertragsende in 2019 sollen es sogar 95 Millionen sein. Grund dafür ist, dass
die Investor_Innen Profit aus ihrer Immobilie ziehen müssen und sich die
Miete somit mit der Zeit immer weiter erhöhen muss.

Auch  International  gibt  es  ähnliche  Beispiele.  So  wurden  unter
Margaret Thatcher Ende der 70er Jahre große Teile der Wasserversorgung
verkauft, sodass es heute in Großbritannien Haushalte gibt, die im Keller
eine Art Münzeinwurf haben, um Zugang zu Wasser zu erhalten. Auch wenn
wir  an  dieser  Stelle  glücklicherweise  darauf  hinweisen  können,  dass
Thatcher tot ist, so blieb uns ihr neoliberales Vermächtnis leider erhalten. Es
bleibt hier zu sagen, dass in all diesen Fällen die versprochenen Investitionen
von  Kapitalseite  ausblieben.  Warum  sollte  es  auch  anders  sein?  Sie
investieren gemäß der Logik der Gewinnmaximierung, nicht zur Sicherung
des Gemeinwohls. So steht die Bundesrepublik aktuell im Rechtsstreit mit
der  Telekom,  Vinci  und  Daimler  im  PPP  der  Autobahn-Maut  wegen
Minderleistungen  von  7  Milliarden  Euro!

Was genau plant das Land Berlin?



Der  Senat  will  der  Berliner  Wohnungsbaugesellschaft  HOGOWE  GmbH
mittels Erbpacht die Gebäude der 798 Berliner Schulen übertragen. Dies soll
durch  eine  Tochtergesellschaft,  im  Arbeitstitel  Schul-GmbH  genannt,
geschehen.  Die  Wohnungsbaugesellschaft  ist  eine  teilstaatliche,  d.h.  sie
verwaltet  formal staatliches Eigentum, jedoch unter privatwirtschaftlicher
Führung. Das Land kann also Verhaltensweisen des Konzerns kritisieren,
jedoch nicht eingreifen. So auch bereits 2010 geschehen, als die HOGOWE
ohne Ausschreibung Großaufträge vergab, wo die Kritik zwar groß war, der
Auftrag jedoch blieb. Vor allem ist davor zu warnen, da das Land Berlin zu
Beginn der 2000er Jahre viele städtische Wohnungsbaugesellschaften bereits
voll-privatisierte.

Diese Schul-GmbH soll zukünftig alle schulspezifischen
Aufgaben  koordinieren,  also  Bau,  Sanierung  (die
dringend  notwendig  ist,  denn  die  jahrzehntelange
Vernachlässigung hat zu einem katastrophalen Zustand
Berliner Schulen geführt),  inneren Betrieb außerhalb
des  Bildungsauftrags,  wie  Hausmeister,  Grünpflege,
„Sicherheit“,  Instandhaltung,  „Gas,  Wasser,  Scheiße“
usw. Hierfür zahlt das Land die bereits angesprochene
Miete. Auch kann es zu zeitlichen Begrenzungen des
Nutzungsrechts  kommen.  So  kann  es  sich
beispielsweise tagsüber um eine Schule und Abends um
ein AfD-Schulungszentrum handeln oder ein ‚Hotel der
anderen  Art‘  in  den  Schulferien  –  mal  als  fiktive
Beispiele.
Solche Verträge laufen 25 Jahre. Somit hat das Land für diesen Zeitraum
kein wirkliches Recht hiergegen Sturm zu machen. Hier werden also gerade
die  Weichen  für  die  nächsten  Jahrzehnte  gestellt  und  das  unter  dem
„Versprechen“, zu investieren. Zur Gewinnsteigerung sind hier dann auch
alle möglichen anderen Tricksereien möglich. Beispielsweise könnte es Tür
und Tor für kommerzielle Werbung an den Schulen öffnen. Dann darf nicht
mehr „nur“ die Bundeswehr für ihr sogenanntes „Werben für’s Sterben“ in



Schulen touren. Nein, wie wär’s mit einer Turnhalle ‚powered by McFit‘ oder
einer Kantine ‚präsentiert vom Pizza Hut‘? Kurzum eine allgemeine Öffnung
des Bildungswesens für das Kapital.

Was bleibt?

Szenarien  wie  diese  könnten  nicht  nur  den  Schulbereich  betreffen.  Sie
könnten  in  den  kommenden  Jahren  auch  in  anderen  staatlichen
Einrichtungen bevorstehen,  z.B.  die  Privatisierungen von Bäderbetrieben,
Stadtwerken, Rathäusern, Hochschulen, Müllabfuhren. Das Personal dieser
könnte durch billigere Arbeitskräfte und Leiharbeiter_Innen ersetzt werden,
getragen durch private Dienstleister_Innen.

Wir halten diese Maßnahmen nicht  für  alternativlos.  Denn es  sind
selbstgemachte Probleme. Es sind Maßnahmen, die vor allem der Stärkung
des  deutschen  Kapitals  dienen.  Sie  ermöglichen  in  Zeiten  zunehmender
Konkurrenz und wirtschaftlicher Unsicherheit „sichere“ Gewinne, für die die
Allgemeinheit, also vor allem die Lohnabhängige Bevölkerung, zu zahlen hat.
Zugleich verlagern sie das Problem der fehlenden staatlichen Einnahmen
infolge von Jahrzehnten der Steuergeschenke an die Reichen, an Kapital- und
Vermögensbesitzer_Innen:  Die Sanierung der Schulen wird nicht  aus der
Besteuerung der Reichen oder der Gewinne und Großvermögen finanziert,
sondern  „ausgelagert“.  Der  Widerstand  hiergegen  regt  sich  bisher  im
Kleinen. So gibt es die Initiative „Gemeingut in Bürger_Innenhand“, die unter
anderem zu diesem Thema arbeitet. Sie plant eine Volksinitiative. Bis Mitte
des  Jahres  sammelt  sie  Unterschriften,  damit  es  hierzu  eine  öffentliche
Abstimmung  geben  kann.  Dies  halten  wir  für  begrenzt,  jedoch
begrüßenswert und fordern zur Unterstützung dieser auf. Genaueres findet
i h r  a u f  i h r e r  I n t e r n e t s e i t e
(https://www.gemeingut.org/volksinitiative-unsere-schulen-unterschreiben-wi
e-geht-das/).

Der  „linke“  Senat  will  so  gleich  zwei  politischen  und  gesellschaftlichen
Gegnern  ausweichen.  Einmal  den  Kapitalbesitzer_Innen  und  privaten
Investor_Innen,  die  rasche  Gewinne  wittern,  zum  anderen  der
Bundesregierung,  die  die  Schuldenbremse  durchzuziehen  will.  Statt  den
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Kampf gegen dieses Gesetz und dessen Umsetzung zu führen, ziehen die
Held_Innen  aus  dem  Abgeordnetenhaus  lieber  ihre  Wähler_Innen  und
Anhänger_Innen  über  den  Tisch.

Das  Land  mag  dann  zwar  schuldenfrei  sein,  dafür  zahlen  die
Schüler_Innen  bzw.  deren  Eltern  mehr.  Solche  „Haushaltssanierung“
trifft diejenigen, die sich die privatwirtschaftlichen ‚Angebote‘ nicht leisten
können. Dieser massive Angriff zeigt eindeutig, auf welche Seite sich die rot-
rot-grüne Landesregierung stellt, auf die Seite des Kapitals. Dagegen müssen
wir kämpfen!


